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Hinweise zur Schreibweise:

Die in diesem Seminarordner verwendeten Bezeichnungen, wie z. B. „Arbeitnehmer, 
Zeitarbeitnehmer, Mitarbeiter“ umfassen sowohl Frauen und Männer als auch interse-
xuelle Menschen. Selbstredend respektieren die Autoren dieses Seminarordners die 
Vielfalt menschlichen Daseins und das Streben der Gesellschaft nach einer größeren 
Geschlechtergerechtigkeit. Die undifferenzierte Schreibweise dient allein der besseren 
Lesbarkeit der Beiträge.
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